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	–	unter Hinweis auf die Urteile des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 16. Februar 2022 in der Rechtssache C-156/21 Ungarn/Parlament und Rat und in der Rechtssache C-157/21 Polen/Parlament und Rat1a, in denen die Rechtmäßigkeit der Konditionalitätsverordnung bestätigt wurde,
1a ECLI:EU:C:2022:97 und ECLI:EU:C:2022:98.
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	–	unter Hinweis auf die von der EUStA im Juli 2025 eingeleitete und noch laufende Untersuchung im Zusammenhang mit der mutmaßlichen missbräuchlichen Verwendung von Unionsmitteln durch die ehemalige Fraktion Identität und Demokratie des Europäischen Parlaments,
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	2a.	bedauert, dass sich nicht alle Mitgliedstaaten an der EUStA beteiligen, was zu Durchsetzungslücken führt, die die Fähigkeit der EU schwächen, ihre finanziellen Interessen auf einer einheitlichen Grundlage zu schützen; stellt fest, dass die EUStA im Jahr 2024 eine erhebliche Zahl von Europäischen Ermittlungsanordnungen und Rechtshilfeersuchen erlassen hat, an denen nicht teilnehmende Mitgliedstaaten beteiligt waren, was zu zusätzlichem Verfahrensaufwand führte und die Gefahr mit sich brachte, dass Beweismittel verloren gehen; fordert die verbleibenden nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten erneut auf, sich unverzüglich der EUStA anzuschließen;
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	3.	betont, dass die Rechtsstaatlichkeit ein Eckpfeiler der EU und von wesentlicher Bedeutung für den Schutz der finanziellen Interessen der EU in allen Mitgliedstaaten ist; betont, dass der an die Rechtsstaatlichkeit geknüpfte Konditionalitätsmechanismus angewandt werden muss, wenn sich Verstöße unmittelbar auf den EU-Haushalt auswirken; betont, dass Beschlüsse zum Schutz der finanziellen Interessen der EU auf technischen und rechtlichen Erkenntnissen beruhen müssen; fordert die Kommission auf, für eine kohärente und verhältnismäßige Nutzung des Mechanismus zu sorgen und gleichzeitig die primäre Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Wahrung der Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit zu achten und für Kohärenz zwischen den EU-Instrumenten zu sorgen;
	3.	betont, dass die Rechtsstaatlichkeit ein Eckpfeiler der EU und von wesentlicher Bedeutung für den Schutz der finanziellen Interessen der EU in allen Mitgliedstaaten ist; betont, dass der an die Rechtsstaatlichkeit geknüpfte Konditionalitätsmechanismus im Einklang mit der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs angewandt werden muss, wenn sich Verstöße gegen die Unabhängigkeit der Justiz, die staatsanwaltschaftlichen Fähigkeiten, die Rechenschaftspflicht oder die Transparenz auf die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung der EU auswirken oder auszuwirken drohen; betont, dass Beschlüsse zum Schutz der finanziellen Interessen der EU auf technischen und rechtlichen Erkenntnissen beruhen müssen; fordert die Kommission auf, für einen kohärenten und verhältnismäßigen Einsatz des Mechanismus zu sorgen, gleichzeitig die primäre Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Wahrung der Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit zu achten und für Kohärenz zwischen den EU-Instrumenten zu sorgen;
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	3a.	stellt mit großer Besorgnis fest, dass sich die Rechtsstaatlichkeit in bestimmten Mitgliedstaaten laufend verschlechtert, insbesondere in Ungarn, wo wiederholt systemische Risiken für die finanziellen Interessen der Union festgestellt wurden, unter anderem durch den Europäischen Rechnungshof, das OLAF und die EUStA; weist darauf hin, dass der Rat im Dezember 2022 im Rahmen der Konditionalitätsverordnung 6,3 Mrd. EUR an Kohäsionsmitteln für Ungarn ausgesetzt hat und dass erhebliche Beträge aufgrund weiterhin bestehender Bedenken hinsichtlich der Vergabe öffentlicher Aufträge und des Rahmens für die Korruptionsbekämpfung nach wie vor eingefroren sind; betont, dass diese Feststellungen nicht politischer Natur sind, sondern auf objektiven, dokumentierten und wiederholt überprüften Nachweisen beruhen; bekräftigt, dass die an die Rechtsstaatlichkeit geknüpfte Konditionalität kein politisches Instrument ist, sondern dem Schutz des Unionshaushalts dient und konsequent anzuwenden ist, wenn Risiken eintreten;
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	25a.	erkennt die wesentliche Rolle von Organisationen der Zivilgesellschaft, nichtstaatlichen Organisationen und Gewerkschaften bei der Überwachung der Verwendung von Unionsmitteln, der Meldung mutmaßlicher Betrugsfälle, der Unterstützung von Hinweisgebern und der Bereitstellung einer unabhängigen Kontrolle an, die die Arbeit der Betrugsbekämpfungsstellen der EU ergänzt; lehnt alle Versuche ab, Bedenken hinsichtlich der Verwendung von Unionsmitteln durch nichtstaatliche Organisationen zu instrumentalisieren, um allgemeine Beschränkungen für die Zivilgesellschaft zu rechtfertigen; weist darauf hin, dass unverhältnismäßige Beschränkungen für Organisationen der Zivilgesellschaft selbst ein Warnsignal für die Verschlechterung der Rechtsstaatlichkeit sind;
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	43a.	betont, dass KI-gestützte Desinformationskampagnen, die sich gegen die Organe der EU richten, einschließlich koordinierter Inhalte, die das Vertrauen in Betrugsbekämpfungsstellen, den Unionshaushalt und die Rechtsstaatlichkeit schwächen sollen, ein unmittelbares Risiko für die finanziellen Interessen der Union darstellen, da sie die öffentliche Unterstützung für Schutzmechanismen untergraben und betrügerische Praktiken decken; fordert die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit dem OLAF, der EUStA und Europol EU-weite Kapazitäten zu entwickeln, um KI-gestützte Desinformationskampagnen, die auf die Finanzverwaltung der Union abzielen, aufzudecken, zu dokumentieren und zu bekämpfen;
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	53.	weist darauf hin, dass der mit der Konditionalitätsverordnung eingeführte Mechanismus für die Konditionalität des Haushalts ein rechtlich geregeltes Instrument zur Abwehr von Risiken für den Unionshaushalt ist; stellt fest, dass seine Anwendung jedoch nur dann gerechtfertigt ist, wenn ein direkter, tatsächlicher und nachweisbarer Zusammenhang zwischen den festgestellten Mängeln und dem Schaden für die finanziellen Interessen der Union besteht; bringt seine Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass eine Ausweitung des Anwendungsbereichs über diesen Haushaltszweck hinaus dem Geist der Verträge und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zuwiderlaufen würde; weist darauf hin, dass die Legitimität dieses Mechanismus auf einer streng objektiven Anwendung beruht, die frei von politischen Erwägungen ist und bei der die Gleichbehandlung der Mitgliedstaaten geachtet wird; stellt fest, dass seine Umsetzung praktische und operative Herausforderungen mit sich gebracht hat, wie der Rechnungshof in seinem Sonderbericht 03/2024 über die Rechtsstaatlichkeit in der EU hervorgehoben hat; fordert die Kommission auf, den Mechanismus auf der Grundlage objektiver Nachweise konsequent und transparent anzuwenden;
	53.	weist darauf hin, dass der mit der Konditionalitätsverordnung eingeführte Mechanismus für die Konditionalität des Haushalts ein rechtlich geregeltes Instrument zur Abwehr von Risiken für den Unionshaushalt ist; weist darauf hin, dass die Konditionalitätsverordnung eine Haushaltsgarantie ist, die dazu dient, den Unionshaushalt zu schützen, wenn sich Verstöße gegen die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit auf die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung der finanziellen Interessen der Union auswirken oder auszuwirken drohen; weist darauf hin, dass der Gerichtshof in den Rechtssachen C-156/21 und C-157/21 die Rechtmäßigkeit der Konditionalitätsverordnung und ihren breiten Anwendungsbereich beim Schutz des Unionshaushalts vor Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit bestätigt hat; weist darauf hin, dass die Legitimität dieses Mechanismus auf einer objektiven Anwendung ohne doppelte Standards beruht; betont, dass systemische Mängel bei der Unabhängigkeit der Justiz, den Rahmen für die Korruptionsbekämpfung und den Strafverfolgungskapazitäten ein solches Risiko darstellen können, noch bevor ein direkter, konkreter finanzieller Verlust quantifiziert wird; fordert die Kommission auf, die Konditionalitätsverordnung zeitnah und konsequent anzuwenden, wann immer dies nötig ist, und dem Parlament jährlich über ihre Bewertung der mit der Rechtsstaatlichkeit zusammenhängenden Risiken für den Unionshaushalt in jedem Mitgliedstaat Bericht zu erstatten;
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	54.	betont, dass die Integrität und der Ruf der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU ein Kernelement des Vertrauens der Bürgerinnen und Bürger sind; ist der Ansicht, dass die Rechenschaftspflicht bei der Verwendung von EU-Haushaltsmitteln für die demokratische Legitimität von entscheidender Bedeutung ist und dass die Anforderungen in Bezug auf Transparenz und den Schutz der finanziellen Interessen der EU für alle Begünstigten gleichermaßen und ausnahmslos innerhalb jedes EU-Organs, einschließlich des Parlaments, gelten müssen, um eine wirtschaftliche Haushaltsführung und wirksame Kontrollen der öffentlichen Mittel sicherzustellen;
	54.	weist darauf hin, dass alle Empfänger von Unionsmitteln, auch die im Europäischen Parlament tätigen Fraktionen, gleichermaßen dazu verpflichtet sind, die finanziellen Interessen der EU zu schützen; stellt fest, dass die Untersuchungen und Einziehungsmaßnahmen im Zusammenhang mit der mutmaßlichen missbräuchlichen Verwendung von Unionsmitteln durch die ehemalige Fraktion Identität und Demokratie deutlich machen, wie wichtig solide interne Kontrollen, wirksame Ex-post-Kontrollen und Verfahren für eine rasche Einziehung innerhalb der Verwaltung des Parlaments sind; fordert die Verwaltung des Parlaments auf, alle ausstehenden Wiedereinziehungsverfahren unverzüglich abzuschließen und alle Belege für vorschriftswidrige Ausgaben an das OLAF und die EUStA weiterzuleiten; betont, dass die Glaubwürdigkeit der Betrugsbekämpfungsarchitektur der EU von ihrer konsequenten Anwendung auf alle Begünstigten, einschließlich derjenigen innerhalb des Parlaments selbst, abhängt;
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	54a.	weist darauf hin, dass die Verwaltung des Parlaments festgestellt hat, dass mindestens 4 333 635,78 EUR der Mittel des Haushaltspostens 400 von der ehemaligen Fraktion Identität und Demokratie in der Wahlperiode 2019-2024 unrechtmäßig ausgegeben wurden, und dass die EUStA im Juli 2025 eine Untersuchung der mutmaßlichen missbräuchlichen Verwendung von Unionsmitteln durch die Fraktion eingeleitet hat; betont, dass es für die Glaubwürdigkeit der Betrugsbekämpfungsarchitektur der EU nötig ist, dass die Transparenz-, Rechenschafts- und Einziehungsmaßnahmen konsequent und ohne Ausnahmen auf alle Begünstigten angewandt werden; fordert die Verwaltung des Parlaments auf, parallel zu den strafrechtlichen Ermittlungen der EUStA vorläufige Verwaltungsmaßnahmen zum Schutz der finanziellen Interessen der Union zu ergreifen; ist der Ansicht, dass die Auflösung der Fraktion Identität und Demokratie im Jahr 2024 und die daraus resultierenden Finanzverfahren gezeigt haben, dass der derzeitige Rahmen unzureichend ist, um eine rechtzeitige Aufdeckung, Meldung und Einziehung sicherzustellen; fordert das Präsidium des Parlaments auf, den für die Fraktionen im Europäischen Parlament geltenden Rahmen für die interne Finanzkontrolle dringend zu überprüfen und zu stärken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
</RepeatBlock-Amend>
